SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

LANDESHAUPTSTADT
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I
WIESBADEN

T

Nr.l1 9-V-40-000 2

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Dezernat(e) ll

Aufhebung des Beschlusses der StvV Nr. 0203 v .21.06.2018 - Ubernahme eines Mitarbeiters
des Medienzentrums Wiesbaden e. V. fiir die Aufgaben der EDV-Supportbetreuung

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich o
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich & erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich (+
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fur Magistratsmitglieder L]
ihasdstc\:/r?lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
<] wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestatigung Dezernent/in

Imholz

Stadtrat

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden, 10.07.2019

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. Imholz

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.
X finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: 10.441.483,22
in %: 10,7
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
l1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um X] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zuséatzl. . .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f1 ::pII[]pI (Eftgg;’ K?onggll(ltr)\g K(()Egre]:g;] 9 Bezeichnung
in€
X | 2019 | Personalkosten 15.940 1300004 | 630098 Allg. Schuleran-
gelegenheiten
Summe einmalige Kosten: 15.940
X | 2020 | Personalkosten 65.040 65.040 1300004 | 630098 Allg. Schuleran-
gelegenheiten
Allg. Schiileran-
X | 2021 | Personalkosten 66.340 66.340 1300004 630098 gelegenheiten
Summe Folgekosten: 131.380

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:

Grundlage der Berechnung: Durchschnittsarbeitgeberbrutto 2019 (fiir 2019 anteilig fiir 3

Monate) + jeweils 2% fiir evil. Tariferhéhung fiir 2020 und 2021
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Mit dem Stadtverordnetenbeschluss Nr. 0203 v. 21.06.2018 wurde beschlossen, dass die
Aufgaben der EDV-Supportbetreuung der Schulen dem Medienzentrum e. V. Ubertragen
werden.

In der Praxis hat sich erwiesen, dass es sinnvoll ist, den fur diese Aufgaben tatigen Mitarbeiter
des Medienzentrums direkt beim Schulamt einzustellen. Aus diesem Grund soll der o. g.
Beschluss aufgehoben werden.

Anlagen:
Stadtverordnetenbeschluss Nr. 0203

Stellenbeschreibung Stelle Nr. 17202

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen:

11 Die Vollzeitplanstelle Nummer 17202 mit dem Stellenwert E 9a TV6D steht zur
Wiederbesetzung zur Verfugung.

1.2 Die fiir 2019 entstehenden Personalkosten in Hohe von 15.940 € erfolgen, nach Aufthebung
des genannten Beschlusses, aus dem Rest des in diesem Beschluss festgelegten Betrags
fur die Vergltung des Medienzentrums.

2. Es wird beschlossen:

2.1 Der Stadtverordnetenbeschluss Nr. 0203 vom 21.06.2018 wird zum 30.09.2019 aufgehoben.

2.2 Die Wahrnehmung der Aufgaben der EDV-Supportbetreuung wird ab dem 01.10.2019
wieder dem Schulamt Ubertragen.

2.3. Die fur 2020 und 2021 entstehenden Personalkosten in Héhe von insgesamt 131.380 €
werden aus dem laufenden Budget von Dezernat I11/40 gedeckt.

D _Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitét, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

[l. _Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bertcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen
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(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Nicht erfullte Grundannahmen bei der Einstellung durch das Medienzentrum:
Die Ubernahme des Schulverwaltungssupports durch das Medienzentrum und die darauffolgende
Einstellung eines Mitarbeiters fiir diese Tatigkeit erfolgte unter zwei wesentlichen Grundannahmen:

1. Der Mitarbeiter sollte neben der Téatigkeit fir die Schulverwaltung auch Aufgaben im Support
fur das padagogische Netz Gibernehmen.

2. Der Mitarbeiter sollte einen weiteren Mitarbeiter in die Supportablaufe einarbeiten, um fir
Urlaubs- und Fehlzeiten einen BackUp zur Verfligung zu stellen.

Zu 1.

Die Téatigkeiten im Schulverwaltungssupport sind dermaf3en umfangreich und bleiben es
erwartungsgemal auch, so dass der Mitarbeiter auf absehbare Zeit keine Verstarkung fir das
Support-Team im Medienzentrum fir das padagogische Netz sein wird.

Zu 2.

Fur einen Teil des Aufgabenspektrums, vor allem den LUSD-Support, werden umfangreiche
Spezialkenntnisse und Erfahrung benétigt. Dies ist fir eine Vertretungskraft, die nur gelegentlich in
der Materie arbeitet, kaum leistbar. Der ndtige Aufwand an Lehrgdngen und Schulungen stiinde hier
nicht im Verhaltnis zum Nutzen bzw. zu den Finanzmitteln, die dafur kalkuliert sind.

Nicht funktionierende Integration in die Betriebsablaufe des Medienzentrums e. V.

Der Mitarbeiter arbeitet zurzeit ausschlief3lich fir den Support der Schulverwaltung. Er hat
regelmafiige Rucksprachen im Schulamt. Der Mitarbeiter identifiziert sich als Mitarbeiter des
Schulamtes, weniger als Mitarbeiter des Medienzentrums. Absprachen trifft er haufig direkt mit dem
Abteilungsleiter der Abteilung ,Schilerangelegenheiten®. Dies ergibt sich aus seiner alltaglichen
Arbeit, macht aber eine Integration in Hierarchie und Team-Struktur des Medienzentrums so gut wie
unmdglich. Das Medienzentrum e. V. kann seiner Aufsichts- und Firsorgepflichten als Arbeitgeber
so praktisch nicht nachkommen. Der Mitarbeiter arbeitet, anders als es geplant war, ausschlief3lich
fur das Schulamt. Sein Buro ist im Schulamt, seine Arbeitsmittel (PC, Telefon...) werden vom
Schulamt gestellt, obwohl er kein Mitarbeiter des Schulamtes ist.

Fazit:

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Idee, positive Synergie-Effekte durch
Zusammenlegung von Schulverwaltungssupport und padagogischem Support zu erzielen, aus den
0.g. Grunden gescheitert ist. Daher beflrworten das Schulamt, wie auch das Medienzentrum e. V.,
den Stadtverordneten Beschluss Nr. 0203 v. 21.06.2018 aufzuheben. Das Arbeitsverhaltnis mit dem
Mitarbeiter beim Medienzentrum e. V. soll beendet werden. Er soll als Mitarbeiter bei der
Stadtverwaltung Wiesbaden, Schulamt, eingestellt werden und die genannten Aufgaben weiterhin
wahrnehmen.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 10.07.2019

Imholz
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

